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uf den ersten Blick ist sie
von ihren Diskussions-
partnern kaum zu unter-
scheiden. Ska Keller wirkt

so jung, sie könnte selbst noch Stu-
dentin sein.Dabei hat die 35-Jährige
bereits eine steile politischeKarrie-
re hinter sich.WeshalbKeller in die
Politik ging und wofür sie sich ein-
setzt, darüber sprach die Fraktions-
vorsitzende der Grünen im EU-
Parlament am Freitag beim „WG-
Talk“ der Grünen Jugend im Stu-
dierendenwohnheim Viktor-Ren-
ner-Straße 2. Das Gespräch wurde
livebei Facebookübertragen.

„Ich mache Politik, solange ich
denken kann, weil es viele Dinge in
der Welt gibt, die ich ungerecht
finde“, erklärte die Politikerin vor
sieben Gästen. Schon früh habe sie
sich gegen Nazis und für Tier-
schutz engagiert. Im Jahr 2001 trat
sie der Grünen Jugend bei, ein Jahr
später auch den Grünen. 2009
wurde sie erstmals ins Europäi-
sche Parlament gewählt, wo sie un-
ter anderem demAusschuss für in-
ternationalen Handel angehört.
Seit Ende 2016 ist sie gemeinsam
mit Philippe Lamberts Co-Vorsit-
zende der Fraktion.

Die 22-jährige Antonia Heil
wollte von der Politikerin wissen,
wie die Grünen zu Landgrabbing
stehen. Der Begriff bedeutet, dass
Konzerne riesige Ländereien kau-
fen, etwa in Afrika, wo sie dann in
der Regel Monokulturen anlegen.
Die alteingesessene Landbevölke-

A
rung wird vertrieben, oftmals ge-
waltsam. Landgrabbing sei „ein
ganz wichtiges Thema“, so Keller,
und nicht zuletzt eine wesentliche
Ursache von Flucht. So würden in
Äthiopien auf riesigen FlächenWa-
ren für den europäischen Markt
produziert. Zugleich leiden in den
betroffenen Ländern viele Men-

schen Hunger. „Da stellt sich die
prinzipielle Frage: Wem gehört ei-
gentlichdiesesLand?“

Als „indirektes Landgrabbing“
bezeichnete Keller es, wenn euro-
päische Konzerne etwa in Südame-
rika auf riesigen Flächen Soja an-
bauen, das dann als Viehfutter wie-
der in der EU landet. Wie diese
Entwicklungen zu verhindern wä-
ren? Länder wie Äthiopien dürften
in solche Verträge nicht einwilli-
gen, sagte Keller, und dritte dürften
sie nicht nachfragen. Die UN-
Richtlinien zur Ernährungssouve-
ränität müssten gestärkt werden.
Außerdem könne man entspre-
chende Importe restriktiv handha-
ben, „damit es sich für die Konzer-
ne nicht mehr lohnt“. Man könne
anvielenStellschraubendrehen.

Seit Jahren redeten viele Politi-
ker davon, dass man Fluchtursa-
chen bekämpfen müsse – aber
wenn es darum gehe, im richtigen
Moment die Hand zu heben, sehe
das Bild meist anders aus. So sei es
den Grünen in der Vergangenheit
nicht gelungen, Mehrheiten im
EU-Parlament dafür zu gewinnen,
etwa den Export von Milchpulver
zu unterbinden, indirektes Land-
grabbing zu bekämpfen oder wirk-
same Begrenzungen der Fischerei
festzulegen. Handelsabkommen
mit Drittstaaten seien oft „nicht
fair“ und nutzten häufig nur der EU
– denn diese „sitzt am längerenHe-
bel“, so Keller. So drohe die EU da-
mit, Einfuhrzölle zu erheben, wenn
etwa afrikanische Staaten Freihan-
delsabkommen verweigern. Das al-
les stehe im Widerspruch zu dem
Ziel, die Entwicklung in solchen
Ländernvoranzutreiben.

Zum Schluss gab es noch ein
flinkes Frage-Antwort-Spiel. Inner-
halb von Sekunden musste Keller
von den Gästen vorgetragene Fra-
gen beantworten: Soll die Türkei in
die EU aufgenommen werden? „Ja,
aber ohne Erdogan“, sagte die Grü-
nen-Politikerin. „Leben wir noch
im Patriarchat?“ Keller darauf: „Ja.“
Ob sie lieberWein oderBier trinke?
„Whiskey!“, schoss es aus ihr her-
aus. Die letzte Frage lautete: „Was
ist dein Lieblings-Urlaubsland?“
Keller überlegte kurz und antwor-
tete dann: „Ist mir eigentlich egal –
HauptsacheUrlaub!“
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Direkt gefragt (2): Vier Fragen richtet das TAGBLATT bis zur
Bundestagswahl an die Kandidatinnen und Kandidaten der
Bundestags- und Landtagsparteien für denWahlkreis Tübingen. Alle
bekommen für ihr Statement gleich viel Raum. Unsere zweite Frage:
Wie kann in einer Stadtwie Tübingen preiswerterWohnraum
entstehen? Vom Kandidaten der AfD erhielten wir keine Antwort.

Wie entsteht in
Tübingenpreiswerter
Wohnraum?

DubravkoMandic
Bundestags-Kandidat der AfD

Martin Rosemann
Bundestags-Abgeordneter der SPD

Heike Hänsel
Bundestags-Abgeordnete der Linken

Christopher Gohl
Bundestags-Kandidat der FDP

Chris Kühn
Bundestags-Abgeordneter der Grünen

AnnetteWidmann-Mauz
Bundestags-Abgeordnete der CDU

DasbesteMittel gegen ausufernde
Mietpreise heißtWohnungsneu-
bau. Je größerdasAngebot an
Wohnungen, desto stärkerwerden
dieMietengedämpft.Darumwol-
lenwir alsUniondenBauvon 1,5
MillionenneuenWohnungen for-
cierenunddenMietwohnungsbau
steuerlich fördern.Mit demBauge-
bietstyp „UrbanesGebiet“ haben
wir schoneindichteresBauenvon
Wohnungen in Innenstadtlagen
wie inTübingenerleichtert. 28,6
MillionenEuroBundesmittel flos-
senvorOrt bereits in die Sanierung
vonOrtszentrenunddieUmnut-
zungvonBrachflächen.Damit der
TraumvomEigenheimmöglich
wird,werdenwir einBaukinder-
geld von 1200EuroproKindund
Jahrüber zehn Jahreundbei der
Grunderwerbsteuer Freibeträge
fürErwachseneundKinder einfüh-
ren.MitBlick auf denMietmarkt
werdenwirdieMietpreisbremse in
derkommendenWahlperiodeum-
fassendauswertenunddienotwen-
digenKonsequenzenziehen.Zudem
isteineWohngeldreformgeplant,
umden individuellenLebenssituati-
onenbessergerechtzuwerden.

Wirwollen eine echteMietpreis-
bremse, die flächendeckend, bun-
desweit undunbefristet gilt.Miet-
erhöhungen sollennurnoch im
Rahmendes Inflationsausgleichs
möglich sein.DerMietspiegel darf
keinMieterhöhungsspiegel sein:
AlleMietenmüssen indieBerech-
nungeinfließenundnicht nurdie
neuen.Wirwollen sozial durch-
mischte Stadtviertel statt Betten-
burgen für dieArmenundHoch-
glanzviertel für dieReichen.Dafür
zielenwir auf einenAnteil von 30
bis 50Prozent Sozialwohnungen in
allenVierteln. Zweckentfremdung
vonWohnraumwollenwirmit ei-
nemZweckentfremdungsverbot
mit hohenLeerstandsabgaben
stoppen.DiePrivatisierungvonöf-
fentlichenGrundstückenund
Wohnungenwerdenwir stoppen.
LiegenschaftenderBundesanstalt
für Immobilienaufgabendürfen
nurnochanKommunen, Länder,
MieterinitiativenundMietersyndi-
kate abgegebenwerden.Öffentli-
cherBodendarf nicht privatisiert,
sondernnur imErbbaurecht verge-
benwerden.GemeinnützigeNut-
zungwirddabei bevorzugt.

DieFörderungvonbezahlbarem
WohnraumhathöchstePriorität.
DieMietpreisbremsekannein
wichtiges Instrument sein. Leider
hat dieCDUmitKanzlerinMerkel
jedeVerschärfungblockiert.Hier
wirddie SPDdranbleiben.Ver-
stärkterNeubaunimmtebenfalls
DruckvomWohnungsmarkt.Die
SPDhat inden letzten Jahren eine
VerdreifachungderBundesmittel
für sozialeWohnraumförderung
auf 1,5MilliardenEurodurchge-
setzt.GemeinsammitLändernund
KommunenmussdieserWeg fort-
gesetztwerden.Auchgenossen-
schaftlicheModelle brauchenFör-
derung.Wichtig ist auch, dassdie
Länderhier selbst aktivwerden.
Ein sozial gestaffeltes Familienbau-
geld,wie esdie SPDvorschlägt, er-
möglichtWohneigentumauch für
Familienmit niedrigenundmittle-
renEinkommen. InStädtenmit an-
gespanntemWohnungsmarktmüs-
senalleMöglichkeitenzur Innen-
entwicklunggenutztwerden.Der
VerkauföffentlicherGrundstücke
musssichanwohnungspolitischen
Zielenorientierenunddarfnichtder
Spekulationpreisgegebenwerden.

Tübingen ist die viertteuerste
Stadt Deutschlands. Bei uns ex-
plodieren dieMieten und die Im-
mobilienpreise. Leider hat es die
Bundesregierung nicht geschafft,
eine funktionierendeMietpreis-
bremse ins Leben zu rufen. Hier
will ich nachbessern. Die vielen
Ausnahmen bei derMietpreis-
bremsemüssen zurückgenommen
und dasGesetz deutlich nachge-
schärft werden.

Außerdemwill ich, dass der
Bundwiedermehr in den sozialen
Wohnungsbau investiert, denn da-
von profitiert ein angespannter
Wohnungsmarktwie in Tübingen
ammeisten.

Ich bin außerdemdavon über-
zeugt, dasswir eine neueWoh-
nungsgemeinnützigkeit einführen
müssen. DerWohnungsmarkt
muss demAllgemeinwohl dienen,
dennWohnen darf kein Luxus
sein.

Einerseits entsteht derweitaus
größte Teil derWohnungenmit
privatemGeld. Andererseits lie-
genwir sowohl bei derNeubau-
als auch der Eigentumsquote nur
im europäischenMittelfeld.Wir
Liberalenwollen vor allem den
Neubau vonWohnungen und den
Erwerb von Immobilien für Fami-
lien und Privatpersonen attrakti-
ver und einfachermachen.

Deshalb solltenwir Genehmi-
gungen vereinfachen, die jährli-
cheAbschreibungsrate für Gebäu-
de von zwei auf drei Prozent erhö-
hen, bei der Grunderwerbsteuer
einen Freibetrag von bis zu
500 000 Euro für natürliche Per-
sonen festschreiben sowie die
Mietpreisbremse abschaffen, die
für dieMieter kaumwirkt und als
Wohnraumbremse vor allem
künftige Vermieter trifft, die sich
das Abenteuer Vermietung gut
überlegen.

Wirklich Bedürftigewollenwir
über ein sachgerecht ausgestalte-
tesWohngeld fürMieter fördern,
das der örtlichenMietenentwick-
lung jährlich angepasst wird.

Hirschau. „Die Reformation hat
auch in der katholischen Kirche
positive Impulse gesetzt, wie das
Gottesbild, das von Barmherzig-
keit geprägt ist, und auch unser
Verhältnis zur Heiligen Schrift“,
sagt Pastoralreferentin Gabriele
Lutz. Deshalb sei es der katholi-
schen Kirchengemeinde St. Ägidi-
us in Hirschau ein Anliegen, ge-
meinsam zu feiern. Außerdem, so
die evangelische Pfarrerin Karoli-
ne Rittberger-Klas, möchten die
Gemeinden in Hirschau nach
Jahrhunderten der Trennung be-
wusst auf das Verbindende zwi-
schen den Konfessionen hinwei-
sen. In der heutigen Zeit könnten
Christen nur gemeinsam glaub-
haft sein, betonen beide.

Zum Auftakt ist am Sonntag, 10.
September, ab 10.15 Uhr in der

Christuskirche ein ökumenischer
Gottesdienst. Im Mittelpunkt sol-
len sechs Lutherworte stehen, zu
denen evangelische und katholi-
sche Hirschauer ihre Gedanken
äußern. Der Gottesdienst wird
mitgestaltet vom Ökumenischen
Kirchenchor unter der Leitung
von Johannes Fleischle. Kinder
sind gleichzeitig zum Kindergot-
tesdienst eingeladen. Nach dem
Gottesdienst werden die Luther-
worte nach und nach auf Fahnen
an verschiedenen zentralen Stel-
len in Hirschau platziert und erin-
nern so an die Bedeutung der Re-
formation für das Leben heute.

Sogar der Gottesdienst zumRe-
formationstag am 31. Oktober soll
in Hirschau ökumenisch gefeiert
werden – und zwar in der katholi-
schenKirche St. Ägidius.

VerbindendesimBlick
Luther-JahrHirschau feiert 500 Jahre
Reformation in diesemHerbst ökumenisch.

Tübingen. „Gerechtigkeit im Sinn“
ist Thema eines Kneipen-Talks mit
dem Tübinger Grünen-Bundes-
tagsabgeordneten Chris Kühn und

Landessozial-
minister Man-
fred Lucha am
Montag, 11. Sep-
tember, 16.15
Uhr, im „Golde-
ne Zeiten“ am
Europaplatz.
Deutschland
gehe es so gut
wie nie, heißt es

in der Einladung. Doch nicht alle
hätten teil amwirtschaftlichenAuf-
schwung. 2,7 Millionen Menschen
lebten unter der Armutsgrenze –
vor allem Kinder, Alleinerziehende
und ältere Menschen. „Wie kann
ein reiches Land so viel Armut zu-
lassen, undwas könnenwir tun, um
unsere Gesellschaft gerechter zu
gestalten?“ Diese Fragen stehen als
ThemaüberderTalkrunde.

Kneipen-Talkmit
Manfred Lucha

Manfred Lucha


